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Die betroffenen Gemeinden und Landkreise sind verpflichtet, möglichst innerhalb von sechs Monaten
nach dem Wechsel der Landeszugehörigkeit der in Artikel 1 Abs. 1 genannten Gemeinden die mit dem
Übergang zusammenhängenden Fragen der Verwaltung wie die Übergabe von Akten, Urkunden,
Registern und dergleichen durch Vereinbarung zu regeln sowie die für die Berichtigung des Grundbuchs
erforderlichen Erklärungen abzugeben. Die Vereinbarungen bedürfen der Genehmigung der jeweils
zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde. Die Verpflichtung nach Satz 1 trifft auch sämtliche
Landesbehörden einschließlich der Gerichte.

Zitiervorschlag: Artikel 4 SN-5365 (Sachsen)
Quelle: revosax, abgerufen 26.08.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt (Sächsische Staatskanzlei:
https://www.sk.sachsen.de)
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/SN-5365/4

nu:legal Artikel 4 SN-5365 (Sachsen)

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: sk.sachsen.de
Seite 1 von 1Quelle: REVOSax, abgerufen 26.08.2026


